
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Konsequenzen aus dem gesetzlichen Anspruch auf Krippenplätze 

 

Nach dem Kinderförderungsgesetz (KiföG) besteht ab dem 1. August 2013 ein Rechtsan-
spruch auf einen Krippenplatz ab dem vollendeten ersten Lebensjahr, nicht aber auf garan-
tierte Qualitätsstandards dieser Krippenplätze. 

 

Wir fragen die Verwaltung: 

1. Wie stellt sich die Stadt konzeptionell darauf ein, dass Eltern zukünftig einen einklagba-
ren Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz für ihr Kind haben? 

2. Ist auch der Einsatz von Tagesmüttern vorgesehen, um dem Rechtsanspruch der Eltern 
gerecht zu werden? In welchem Umfang? 

3. Was beabsichtigt die Stadt zu unternehmen damit zukünftig mehr qualifizierte Erziehe-
rInnen und SozialassisstentInnen ausgebildet werden bzw. auf dem Arbeitsmarkt in Göt-
tingen zur Verfügung stehen? 

4. In welchem Umfang ist mit Klagen zu rechnen und welche Aussicht auf Erfolg haben sie? 

5. In welchem Umfang und in welcher Weise sind freie TrägerInnen in die konzeptionellen 
Überlegungen eingebunden? 
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